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Anlage IV .

Vorlage der Kirchenregierung
an die Landesſynode der Vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1928 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .
Die Errichtung eines kirchlichen Verwaltungsgerichts betreffend .

Die Landesſynode hat als

beſchloſſen , was folgt :

Acttitkel1 .

Zwiſchen §S 137 KV und S 138 KV ewird als

§ 137 à eingefügt :
Die Entſcheidungen kirchlicher Behörden und

alle Wahlen mit Ausnahme der Wahl zur Landes —

ſynode können von den Beteiligten und dem Ober⸗

kirchenrat durch Klage vor dem kirchlichen Ver —

waltungsgericht angefochten werden , wenn die Klage

auf Verletzung einer Rechtsvorſchrift geſtützt wird .

Soweit die ſtaatlichen ordentlichen Gerichte oder

Verwaltungsgerichte angerufen werden können , iſt

das kirchliche Verwaltungsgericht nicht zuſtändig .
Die Zuſammenſetzung des kirchlichen Verwal —

tungsgerichtes und das Verfahren vor ihm wird

durch ein kirchliches Geſetz beſtimmt .

Wekkel2

§S 1. Das nach § 137 à KWvorgeſehene kirch —⸗

liche Verwaltungsgericht ſetzt ſich aus fünf von der

Kirchenregierung auf unbeſtimmte Zeit zu ernennen⸗

den Mitgliedern zuſammen , von denen der Vor —

ſitzende und drei Beiſitzer die Befähigung zur

Bekleidung des Richteramtes beſitzen müſſen und

ein Beiſitzer Pfarrer der Vereinigten evang - prot .

Landeskirche in Baden iſt . Die Perſon des Vor⸗

ſitzenden wird von der Kirchenregierung beſtimmt .

§ 2. Die gegen kirchliche Entſcheidungen oder

Wahlen zu erhebende Klage muß enthalten :

a) die Bezeichnung des Klägers und ſeines

etwaigen Vertreters ,

b) die Bezeichnung des Beklagten , d. i. der

Behörde ſowie ihrer angefochtenen Entſchei —

kirchliches Geſetz dung oder die Bezeichnung des Wahlkörpers
und der Wahl ,

c) eine vollſtändige Darſtellung des Tatbeſtan⸗
des unter Bezeichnung aller Beweismittel ,
die Anführung der geſetzlichen Rechtsvor —

ſchrift und eine Begründung für die be⸗

hauptete Rechtsverletzung ,

d) einen beſtimmten Antrag .

Die Klage iſt bei Verluſt des Klagerechts inner⸗

halb einer Friſt von zwei Wochen vom Tage der

Wahl oder vom Zugehen der Entſcheidung an bei

der Geſchäftsſtelle des Gerichts einzureichen . Die

Erforderniſſe unter e und d können nachgeholt

werden , wenn dies innerhalb weiterer zwei Wochen

geſchieht .

§ 3. Die Klage mit ihren Anlagen iſt in fünf⸗

facher Fertigung bei der Geſchäftsſtelle des kirchlichen

Verwaltungsgerichtes einzureichen . Die Geſchäfts —

ſtelle wird von dem Sekretariat des Evang . Ober

kirchenrats geführt , das in dieſer Tätigkeit nur dem

Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts unterſteht .

§ 4. Der Vorſitzende eröffnet das Ermittelungs —

verfahren und ordnet die ihm notwendig erſcheinen —
den Erhebungen an , wobei er an die Anträge der

Parteien oder des Oberkirchenrats nicht gebunden

iſt . Sämtliche kirchlichen Behörden ſind verpflichtet ,
dem Erſuchen des Vorſitzenden um Rechtshilfe nach⸗

zukommen .

Dem Beklagten und dem Oberkirchenrat läßt der

Vorſitzende eine Fertigung einer Klageſchrift mit

allen Anlagen zur Antragſtellung innerhalb einer

angemeſſenen Friſt zugehen .
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In Artikel 2 des Entwurfs iſt die Zuſammen

ſetzung des Verwalt und das Verfahren

vor ihm geregelt . Dieſer Artikel des Entwurfs bedarf

zu ſeiner Annahme nur der für einfache Kirchen —

Mehrheit ( § 104 Abſ .1 KV ) .

ngsgerichts

geſetze erforderlichen

Bei der Regelung der Zuſammenſetzung des

Gerichts iſt vorgeſehen , daß auch ein Pfarrer der

Landeskirche Gerichtsmitglied iſt .
2 ˖

übrigen kirchlichen Verwaltung hat auch das Ver

waltungsgericht den Zielen und Zwecken der kirch

lichen Körperſchaft zu dienen , die letzten Endes allein

geiſtlicher Art ſind . Darum ſollte ein Geiſtlicher mit

ſeinem Rat in dem Gericht nicht fehlen .

Venn mit der

Bei der Regelung des Verfahrens muß beachtet

werden , daß das Gericht von Mitgliedern beſetzt iſt ,

die nebenamtlich den Dienſt leiſten und wahrſchein

lich nicht alle am Sitze des Gerichts wohnen . In

der Regel wird die Entſcheidung auf Grund einer

mündlichen Verhandlung ſtattfinden . Bei einfachen

Fällen aber ſoll der Vorſitzende die Möglichkeit

haben , den Verſuch zu machen , die Entſcheidung ohne

Anweſenheit der Parteien , ja ſogar durch ſchriftliche

Abſtimmung auf Grund der Aktenlage herbeizu

führen (§S 7 des Entwurfs ) ; dabei iſt aber Vorſorge

zu treffen , daß die Parteien oder der Oberkirchenrat

unter allen Umſtänden eine mündliche Verhandlung

herbeiführen können ( § 8 des Entwurfs ) und daß

ſie in der Wahrnehmung und Verteidigung ihrer

Rechte nicht beengt ſind (§S 9 des Entwurfs ) .

Dem Oberkirchenrat muß in dem Verfahren eine

beſondere Stellung eingeräumt werden . Wird ſeine

Entſcheidung mit der Klage angefochten , ſo tritt er

in die gleiche Rolle wie andere Beklagte . Richtet

ſich die Klage gegen Entſcheidungen anderer kirch —

lichen Stellen , ſo kann er ebenfalls am Verfahren

teilnehmen zur Wahrung der geſamtkirchlichen In⸗

Der Oberkirchenrat kann in allen Fällen ,

wo er nicht Beklagter iſt , als Kläger auftreten

( Art . 1 des Entwurfs ) oder dem Beklagten beitreten ,

wobei er auch von deſſen Vorbringen abweichend

Anträge ſtellen kann . Seine Stellung in dem

Prozeßverfahren muß eine ähnliche ſein , wie die —

jenige des Vertreters der ſtaatlichen Intereſſen im

Verwaltungsſtreitverfahren
Wenn das Gericht mit

nur den einſeitigen Intereſſen der ſtreitenden Par

tereſſen

ſeiner Entſcheidung nicht

teien dienen , ſondern auch für die Anwendung des

kirchlichen Verwaltungsrechts Sicherheit und Fort r·

entwicklung ſchaffen ſoll , dann muß es auch die

Möglichkeit haben , jeden ihm zur Beurteilung unter

breiteten Tatbeſtand bis an die Grenze möglichſter

Richtigkeit feſtzuſtellen . Das Gericht darf daher in

ſeiner Beweiserhebung nicht an die Anträge der

Parteien gebunden ſein ( 8 4 des Ent

wurfs ) . Bei ihm darf nicht die Verhandlungs —

maxime des Zivilprozeſſes , ſondern es
f

und § 11

muß die

Unterſuchungsmaxime des Strafprozeſſes gelten . Im

übrigen ſollen aber , wenn bei der Durchführung des

Verfahrens Lücken entſtehen , die nicht durch Aus —

legung des Geſetzes nach ſeinem Geiſt und ſeinem

Zweck ausgefüllt werden können , die Beſtimmun

gen der Zivilprozeßordnung ſinngemäß Anwendung

finden .
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